
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Martin Sichert und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/26939 –

Zukünftige Tragfähigkeit der öffentlichen Sozialkassen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Ähnlich wie die Tragfähigkeitsberichte des Bundesministeriums der Finanzen 
(BMF; https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Bro
schueren_Bestellservice/2020-03-11-tragfaehigkeitsbericht.pdf?__blob=public
ationFile&v=13; kurz: 5. BMF-Tragfähigkeitsbericht) publiziert und aktuali-
siert die Stiftung Marktwirtschaft (SM) in Zusammenarbeit mit dem For-
schungszentrum Generationenverträge der Universität Freiburg seit Jahren die 
Studie mit dem Titel „Bilanz des ehrbaren Staates“ (https://www.stiftung-mar
ktwirtschaft.de/inhalte/publikationen/argumente-zur-marktwirtschaft-und-polit
ik/detailansicht/ehrbarer-staat-die-generationenbilanz-nachhaltigkeit-im-schatt
en-der-corona-pandemie/argumente-zu-marktwirtschaft-und-politik/show/Pub
lications/). Darin werden die mittel- und langfristigen Finanzierungssalden für 
die Bundesrepublik Deutschland – insbesondere die der Sozialkassen, d. h. vor 
allem der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV), der sozialen Pflegeversicherung (SPV) und der Arbeits-
losenversicherung (ALV) – analysiert und prognostiziert. Für die letzte Aktua-
lisierung im Januar 2021 (https://www.stiftung-marktSMwirtschaft.de/fileadm
in/user_upload/Argumente/Argument_154_Update_Herbst_WEB.pdf; kurz: 
SM-Studie 2021) sehen die Studienautoren die Nachhaltigkeitslücke, d. h. das 
Missverhältnis zwischen langfristiger Einnahmen- und Ausgabenentwicklung 
des Staates (der Löwenanteil entfällt dabei auf die o. g. Sozialkassen) bei mehr 
als 10 Bio. Euro (S. 5, SM-Studie 2021). Wenn man dazu die expliziten Schul-
den der Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und deren jewei-
lige Haushaltsschulden dazu rechnet, kommt man auf ein Volumen von 
12,3 Bio. Euro, was 357 Prozent des BIP Deutschlands ausmacht (ausgehend 
vom BIP 2019, das auf 3 435 Mrd. Euro beziffert wird; ebd.).

Der große Zuwachs der Gesamtverschuldung im Jahr 2020 ist auf die soge-
nannte Corona-Pandemie zurückzuführen (ebd.). Die als „Dauerbaustelle“ be-
zeichneten Probleme der Sozialversicherungen, die den Großteil der implizi-
ten Schulden ausmachen (in der letzten Aktualisierung der Studie machten 
diese Schulden knapp über 200 Prozentpunkte des BIP aus), verteilen sich wie 
folgt: auf die GRV entfallen 94 Prozentpunkte, auf die GKV 77,2 Prozent-
punkte, auf die SVP 28,8 Prozentpunkte und die sonstigen Sozialversicherun-
gen 5,2 Prozentpunkte (S. 9 ff. SM-Studie 2021).

Zu der von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD vereinbarten und 
ausgesprochenen „Sozialgarantie 2021“ (https://www.bundesfinanzministeriu
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m.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/202
0-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile), die den Anstieg der 
Beitragssätze verhindern und auf 40 Prozent begrenzen soll, schreiben die Au-
toren, dass diese an einem „seidenen Faden“ hänge (S. 10, SM-Studie 2021). 
Die dafür nötigen Rücklagen wurden erheblich bis ganz abgebaut. Mit zuneh-
mendem Druck auf die Sozialkassen (demografische Entwicklung, wirtschaft-
liche Entwicklung usw.) werden die Sozialversicherungsbeiträge oberhalb der 
40-Prozent-Marke landen müssen oder es wird ein erheblicher Steuerzuschuss 
benötigt (S. 9, Nummer 3.2, SM-Studie 2021). Das heißt mit anderen Worten, 
dass die Abgabenbelastung der Steuerzahler vor einem enormen Anstieg steht.

Die jeweiligen Aktualisierungen der SM-Studie beleuchten auch stets einzelne 
Reformvorschläge bzw. Reformbeschlüsse in den jeweiligen Bereichen der 
Sozialversicherungen – insbesondere werden dabei die fiskalischen Auswir-
kungen auf die jeweiligen Sozialkassen betrachtet. Im Jahr 2021 wurde der 
sog. Spahn’sche Reformvorschlag zu der SPV, der Ende Oktober 2020 vom 
Bundesministerium für Gesundheit (BMG] mit ersten Eckpunkten vorgestellt 
worden ist (S. 11 ff., SM-Studie 2021), näher betrachtet und analysiert. In den 
Jahren davor waren es beispielsweise die sog. Mütterrente II, die sog. doppelte 
Haltelinie in der GRV, die Erhöhung des Beitragssatzes zur SPV, die Senkung 
des Beitragssatzes der ALV, die Einführung der Grundrente usw. (siehe bei-
spielsweise S. 10, Abb. 4 ff., https://www.stiftung-marktwirtschaft.de/fileadmi
n/user_upload/Argumente/Argument_146_Generationenbilanz_2019_10_0
2.pdf; SM-Studie 2019 oder https://www.stiftung-marktwirtschaft.de/fileadmi
n/user_upload/Argumente/Argument_148_Herbstupdate_WEB.pdf, SM-
Studie 2020 ). Bei fast allen Entwicklungen, so auch bei der Entwicklung zu 
einer Vollversicherung der SPV mit zeitlichem und in der Höhe begrenztem 
Eigenanteil, werden diese vor allem aus Kostengründen abgelehnt. Auch Ef-
fekte, wie beispielsweise bei der vorgeschlagenen Reform der SPV der sog. 
Heimsog-Effekt, werden analysiert und ausgewertet und mit verschiedenen 
Daten in realistischen Szenarien interpoliert (S. 13 ff., SM-Studie 2021).

1. Verfügt die Bundesregierung über nähere Zahlen oder Einschätzungen, 
wie sich die Ausgaben bei der deutschen Rentenversicherung aufgrund der 
Auswirkungen der seit 2014 in Kraft getretenen Reformen der gesetz-
lichen Rentenversicherung (GRV) entwickelt haben, insbesondere aber 
nicht ausschließlich für folgende Maßnahmen:

a) zu der sogenannten Rente mit 63,

b) zu der sogenannten Mütterrente I (2015) und II (2019),

c) zu der Erwerbsminderungsrente,

d) zu der Einführung der Grundrente (2021)

(wenn ja, bitte die jeweiligen Mehrkosten pro Maßnahme und pro Jahr seit 
dem Eintritt der jeweiligen Maßnahme in einer Tabelle auflisten bzw. die 
Schätzungen und/oder gestiegenen Mehrausgaben, die in diesen Jahren 
entstanden sind, entsprechend aufgliedern)?

Eine sachgerechte Nachverfolgung der Kosten vergangener Reformen kann nur 
in einer Gesamtsicht der Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben erfolgen, 
bei der alle wechselseitigen Bezüge und Wirkungszusammenhänge der Renten-
finanzen berücksichtigt werden. Genau dies leistet der jährliche Rentenversi-
cherungsbericht der Bundesregierung, der dem Parlament jährlich zusammen 
mit dem Gutachten des Sozialbeirats vorgelegt wird.
Die tatsächlichen Kosten (Rentenmehrausgaben mit Rentenanpassungen ein-
schließlich des Zuschusses der Rentenversicherung zur Krankenversicherung 
der Rentnerinnen und Rentner) für die sog. Mütterrente I und II sowie für die 
Erwerbsminderungsrente sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. Eine 
Ermittlung der tatsächlichen Kosten der „Rente mit 63“ auf Basis der Daten der 
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Deutschen Rentenversicherung Bund kann nicht erfolgen, weil nicht bekannt 
ist, wie das Rentenzugangsverhalten ohne diese Neuregelung erfolgt wäre und 
ob sich die Kostenwirkung mehr in Form eines Vorzieheffektes oder geringeren 
Abschlägen entfaltet hätten. Die Zahlbeträge für die Empfängerinnen und Emp-
fänger mit einer Altersrente für besonders langjährig Versicherte sind keine 
Mehrausgaben der „Rente mit 63“. Es sind die Zahlbeträge an alle Rentnerin-
nen und Rentner im Rentenbestand, die mit einer Rente für besonders langjäh-
rig Versicherte zugegangen sind. Ohne die Einführung der Rente für besonders 
langjährig Versicherte wären diese Fälle jedoch ebenfalls in Rente gegangen 
(mit einer anderen Altersrentenart), entweder zeitgleich mit Abschlägen oder 
etwas später ohne Abschläge. Eine Kostenschätzung kann der Begründung
des Entwurfs des Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungsgesetz, Bundestagsdrucksache 
18/909) entnommen werden.
Das Gesetz zur Grundrente ist am 1. Januar 2021 in Kraft getreten und erste 
Auszahlungen werden voraussichtlich im Sommer 2021 erfolgen. Die Grund-
rentenzuschläge haben daher noch nicht zu Rentenmehrausgaben geführt.
Rentenmehrausgaben in der allgemeinen Rentenversicherung durch ausgewähl-
te Leistungsausweitungen für die Jahre 2014 bis 2020:

 2. Verfügt die Bundesregierung über eigene Zahlen bzw. Schätzungen, wie 
sich die Ausgaben in den jeweiligen Sparten bei der SPV in den nächsten 
20 Jahren entwickeln werden, wenn die anvisierte – sogenannte Spahn’-
sche Reform umgesetzt wird (https://www.barmer.de/blob/271262/214a0
bbbd4d9f04624b215a7559da9d9/data/eckpunkte-pflegereform-202
1.pdf ) bzw. ohne die Reform (vgl. SM-Studie 2021 ab S. 13 ff.)?

a) Wenn ja, mit welchen Mehrausgaben ist ab 2021 in der SPV zu rech-
nen, und wie verteilen sich diese?

b) Wenn ja, auf welche Höhe wird der „pauschale Bundeszuschuss“ aus 
dem Eckpunktepapier (letzter Punkt des Eckpunktepapiers) für die 
Jahre ab 2021 beziffert (jeweils mit und ohne die Annahme der vor-
geschlagenen SPV-Reform)?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Aufgrund der demografischen Entwicklung wird die Zahl der Pflegebedürftigen 
in den nächsten Jahrzehnten deutlich steigen (siehe auch Antwort zu Frage 9). 
Daraus ergibt sich auch ein steigender Bedarf an Pflegeleistungen, der mit einer 
Zunahme der Ausgaben der Pflegeversicherung verbunden ist. Eine detaillierte 
Abschätzung, differenziert nach unterschiedlichen Leistungsbereichen, über 
den in der Frage genannten Zeitraum ist mit erheblichen Unsicherheiten ver-
bunden. Die Überlegungen zu einer möglichen Pflegereform sind zudem noch 
nicht abgeschlossen, sodass eine vergleichende Betrachtung der Finanzentwick-
lung mit und ohne Reform derzeit nicht möglich ist.
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 3. Anhand welcher Datenlage kam das BMF zu der Schlussfolgerung, „re-
lativ rasch wachsen die zusätzlichen Ausgaben für die ‚Rente mit 63‘ an“ 
bzw. zu dem Statement „Im Zeitablauf variieren die Beiträge der einzel-
nen Reformelemente zu diesen Gesamteffekten nicht unwesentlich“ (vgl. 
S. 30, Absatz 3 des 4. Tragfähigkeitsberichts des BMF, https://www.bun
desfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentlic
he_Finanzen/Tragfaehige_Staatsfinanzen/2016-03-04-vierter-tragfaehigk
eitsbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4)?

Der Tragfähigkeitsbericht wird vom Bundesfinanzministerium einmal pro Le-
gislaturperiode erstellt und legt den Schwerpunkt auf den Einfluss der Demo-
grafie auf die langfristige Entwicklung der öffentlichen Finanzen der Gebiets-
körperschaften und Sozialversicherungen. Er basiert auf einer vom Bundes-
finanzministerium in Auftrag gegebenen Studie. Grundlage des 4. Tragfähig-
keitsberichts aus dem Jahr 2016 war eine Studie von Prof. Werding, http://ww
w.fifo-koeln.org/images/stories/fifo-bericht%2020%20werding.pdf. Der 
5. Tragfähigkeitsbericht aus dem Jahr 2020 beruht auf der Studie „Modellrech-
nungen für den Fünften Tragfähigkeitsbericht des BMF“ von Prof. Werding 
und ifo München, die unter https://www.ifo.de/publikationen/2020/monographi
e-autorenschaft/modellrechnungen-tragfaehigkeitsbericht veröffentlicht ist. Im 
Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 4. Wie will die Bundesregierung die Mindestrücklage unter Berücksichti-
gung der Sonderzahlungen des Bundes in den Jahren 2022 bis 2025 
(§ 287a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – SGB VI) einhalten, 
wenn nach den aktuellen Finanzplänen auf die Zuführungen an die „De-
mografievorsorge Rente“ im Jahr 2021 verzichtet werden sollte, gleich-
zeitig die Beitragssatzobergrenze nach § 287 Absatz 2 SGB VI eingehal-
ten werden soll und es auch keinen „anderen, aber zu selbigem Ziel be-
stimmten Posten“ im Bundeshaushalt geben soll (vgl. Antworten zu den 
Frage 1, 3 und 4 auf Bundestagsdrucksache 19/25505)?

Kann die Bundesregierung dieses Versprechen bzw. diese Aussage auch 
für die Jahre ab 2021 einhalten bzw. so abgeben?

Die Beitragssatzobergrenze nach § 287 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB VI) gilt uneingeschränkt. Zeigt sich, dass die Beitragssatz-
garantie greift, stellt der Bund zielgenau Mittel in erforderlicher Höhe bereit. 
Gemäß der mittleren Variante des Rentenversicherungsberichts 2020 der 
Bundesregierung wird die Beitragssatzobergrenze bis zum Jahr 2025 eingehal-
ten, ohne dass die Beitragssatzgarantie greift.
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 5. Wie hat sich die Zahl der Versicherten und der Beitragszahler in den je-
weiligen Sozialversicherungssystemen (GRV, GKV, SPV, Arbeitslosen-
versicherung) in den letzten 20 Jahren entwickelt (bitte pro Versiche-
rungssystem die jeweiligen absoluten Zahlen der Beitragszahler in einer 
Tabelle pro Jahr aufgliedern und dabei nach Deutschen bzw. Ausländern 
und TOP-8-Asylherkunftsländern; nach Geschlecht; nach Bundesländern 
differenzieren)?

 6. Wie hat sich die Zahl der Empfänger in den jeweiligen Sozialversiche-
rungssystemen (GRV, GKV, SPV, Arbeitslosenversicherung) in den letz-
ten 20 Jahren entwickelt (bitte pro Versicherungssystem die jeweiligen 
absoluten Zahlen der Empfänger in einer Tabelle pro Jahr aufgliedern 
und dabei nach Deutschen bzw. Ausländern und TOP-8-Asylherkunfts-
ländern; nach Geschlecht; nach Bundesländern differenzieren)?

Die Fragen 5 und 6 werden gemeinsam beantwortet.
Für die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) sind die Zahlen der aktiv Versi-
cherten, der Beitragszahlenden und der geleisteten Renten für die Jahre 2000 
bis 2019 im Tabellenanhang dargestellt. Daten für das Jahr 2020 (Datenstand 
zum 31. Dezember maßgebend) liegen noch nicht vor. Es wird nach Deutschen, 
Personen ausländischer Staatsbürgerschaft und Personen mit Staatsbürgerschaft 
aus den Ländern Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia 
und Syrien sowie nach Geschlecht und Bundesland unterschieden. Dargestellt 
ist die Anzahl der geleisteten Renten und nicht die Anzahl der Rentnerinnen 
und Rentner, da für diese keine Informationen zur Staatsangehörigkeit ausge-
wertet werden konnten. Die Anzahl der Rentnerinnen und Rentner ist kleiner 
als die Anzahl der Renten, da ein Mehrfachrentenbezug möglich ist, wenn eine 
Person neben einer eigenen Versichertenrente zusätzlich eine Hinterbliebenen-
rente erhält. Im Jahr 2019 gab es in der GRV 38.193.364 aktiv Versicherte und 
35.505.949 Beitragszahlende. Zudem wurden 24.018.079 Renten ausgezahlt. 
Im Jahr 2000 waren es 33.578.437 aktiv Versicherte, 33.272.387 Beitragszah-
lende und 21.881.376 ausgezahlte Renten. Weitere Ergebnisse sind den Tabel-
len 1, 2 und 4 im Anhang* zu entnehmen.
Für die Arbeitslosenversicherung werden Angaben der Beschäftigungsstatistik 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) zu den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten und zu den Leistungsbeziehenden von Arbeitslosengeld dargestellt. 
Diese Angaben weichen aufgrund unterschiedlicher Abgrenzungen und Erfas-
sungsmethodik von der Beitragszahler-Statistik der Krankenkassen ab. Es gab 
im Juni 2020 (Juni-Werte gelten als Jahreswerte) rund 33,32 Millionen sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte in Deutschland. Im Jahr 2000 waren es 
27,84 Millionen. Nach Auswertungen der Leistungsstatistik des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB III) der BA liegen aktuelle Daten zu den Leistungsbe-
ziehenden von Arbeitslosengeld bis November 2020 vor. Insofern kann noch 
kein endgültiger Jahresdurchschnitt 2020 berechnet werden. Im gleitenden Jah-
resdurchschnitt von Dezember 2019 bis November 2020 gab es 1,05 Millionen 
Leistungsbeziehende von Arbeitslosengeld. Im Jahr 2005 waren es 1,84 Millio-
nen. Vergleichbare Daten für die Jahre vor 2005 stehen nicht zur Verfügung 
aufgrund der Neuausgestaltungen im Rahmen der Hartz-Reformen und geän-
derter methodischer Erfassung. Nach der Einführung des SGB II im Jahre 2005 
können die Daten während einer Anpassungsphase zunächst als überzeichnet 
angesehen werden. Daher ist vollständigkeitshalber auch eine Zeitreihe der 
Leistungsbeziehenden von Arbeitslosengeld der Jahre von 2000 bis 2004 beige-
fügt. Eine weitere Differenzierung nach soziodemografischen Merkmalen ist 

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/27949 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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hier nicht möglich. Weitere Ergebnisse sind den Tabellen 3, 5 und 6 im An-
hang*  zu entnehmen.
Daten zur gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und sozialen Pflegeversi-
cherung (SPV) liefert die KM6-Statistik über Versicherte. Die KM6-Statistik 
über Versicherte, gegliedert nach Status, Alter, Wohnort und Kassenart (Stich-
tag: 1. Juli des jeweiligen Jahres) in der GKV ist auf der Homepage des BMG 
unter dem Link www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversic
herung/zahlen-und-fakten-zur-krankenversicherung/mitglieder-und-versichert
e.html abrufbar.
Eine Differenzierung nach Nationalität bzw. Herkunftsland wird nicht vorge-
nommen. Auch die Statistiken der Leistungsbeziehenden der SPV werden we-
der nach Nationalität noch nach Herkunftsland unterteilt; diese sind auf der 
Homepage des BMG unter dem Link www.bundesgesundheitsministerium.de/t
hemen/pflege/pflegeversicherung-zahlen-und-fakten.html abrufbar.

 7. Wie wird sich die Zahl der Versicherten und der Beitragszahler in den je-
weiligen Sozialversicherungssystemen (GRV, GKV, SPV, Arbeitslosen-
versicherung) in den nächsten 20 Jahren nach Einschätzung der Bundes-
regierung entwickeln (bitte pro Versicherungssystem die jeweiligen abso-
luten Zahlen der Beitragszahler in einer Tabelle pro Jahr aufgliedern und 
dabei nach Deutschen bzw. Ausländern und TOP-8-Asylherkunftslän-
dern; nach Geschlecht; nach Bundesländern differenzieren)?

 8. Wenn die Bundesregierung bezüglich Frage 7 über keine eigenen Schät-
zungen verfügt, hat sie diesbezüglich Studien in Auftrag gegeben, um 
dies empirisch zu untersuchen?

a) Wenn ja mit welchem Auftrag konkret?

b) Wenn ja, an wen wurden die Aufträge gegeben?

c) Wenn ja, was war das Ergebnis, bzw. bis wann sollen die jeweiligen 
Studien vorliegen (bitte in einer Tabelle auflisten)?

 9. Wie wird sich die Zahl der Empfänger in den jeweiligen Sozialversi-
cherungssystemen (GRV, GKV, SPV, Arbeitslosenversicherung) in den 
nächsten 20 Jahren nach Einschätzung der Bundesregierung entwickeln 
(bitte pro Versicherungssystem die jeweiligen absoluten Zahlen der Bei-
tragszahler in einer Tabelle pro Jahr aufgliedern und dabei nach Deut-
schen bzw. Ausländern und TOP-8-Asylherkunftsländern; nach Ge-
schlecht; nach Bundesländern differenzieren)?

10. Wenn die Bundesregierung bezüglich Frage 10 über keine eigenen 
Schätzungen verfügt, hat sie diesbezüglich Studien in Auftrag gegeben, 
um dies empirisch zu untersuchen?

a) Wenn ja, mit welchem Auftrag konkret?

b) Wenn ja, an wen wurden die Aufträge gegeben?

c) Wenn ja, was war das Ergebnis, bzw. bis wann sollen die jeweiligen 
Studien vorliegen (bitte in einer Tabelle auflisten)?

Die Fragen 7 bis 10c werden gemeinsam beantwortet.
Langfristige Vorausberechnungen erstellt die Bundesregierung regelmäßig nur 
für die GRV mit den jährlich erscheinenden Rentenversicherungsberichten. 
Entsprechend wird auf Bundestagsdrucksache 19/15630 verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/27949 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Eine Schätzung der Anzahl der Pflegebedürftigen in der SPV für die Jahre 
2030 und 2040 (ohne private Pflegeversicherung) findet sich auf der Homepage 
des BMG unter „Zahlen und Fakten zur Pflegeversicherung“ unter www.bunde
sgesundheitsministerium.de/themen/pflege/pflegeversicherung-zahlen-und-fakt
en.html#c3236 auf Seite 17. So wird die Zahl der Pflegebedürftigen für das 
Jahr 2030 auf 4,8 Millionen und für das Jahr 2040 auf 5,3 Millionen Personen 
geschätzt.
Im Übrigen wird auf die 14. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des 
Statistischen Bundesamtes verwiesen.

11. Plant die Bundesregierung, eine Erhöhung des Bundeszuschusses zu der 
GRV ab 2021 vorzuschlagen, um die Beitragserhöhung zu bremsen?

Die Bundesregierung plant keine Erhöhung des Bundeszuschusses zur GRV ab 
dem Jahr 2021 mit dem Ziel der Bremsung einer Beitragserhöhung.

12. Plant die Bundesregierung, eine Erhöhung des Bundeszuschusses zu der 
GKV vorzuschlagen, um die Beitragserhöhung zu bremsen (analog zu 
der Erhöhung im Jahr 2021; vgl. die Einschätzung des DGB, https://ww
w.dgb.de/themen/++co++c1eb12ce-f99a-11ea-a331-001a4a16011f)?

Nach den geltenden Regelungen des § 221 Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch (SGB V) leistet der Bund zur pauschalen Abgeltung der Aufwen-
dungen der gesetzlichen Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen 
jährlich 14,5 Mrd. Euro.
Im Hinblick auf den Bundeshaushalt 2022 sind die Beratungen der Bundes-
regierung noch nicht abgeschlossen. Der Bundeshaushalt sowie die mittelfristi-
ge Finanzplanung des Bundes sollen nach dem aktuellen Zeitplan am 23. Juni 
2021 vom Kabinett beschlossen werden.

13. Auf wie hoch (nominal und relativ zum BIP) schätzt die Bundesregie-
rung die „höhere[n] öffentliche[n] Ausgaben“ für die Betreuung von 
Kindern, die mit einer zunehmenden Frauenerwerbsbeteiligung im Jahr 
2020 einhergehen, bzw. wie hoch waren die Mehrausgaben in den ver-
gangenen zehn Jahren (vgl. 4. Tragfähigkeitsbericht, S. 49, Absatz 2 
Satz 1)?

14. Wenn die Bundesregierung bezüglich Frage 13 über keine eigenen 
Schätzungen verfügt, hat sie diesbezüglich Studien in Auftrag gegeben, 
um dies empirisch zu untersuchen?

a) Wenn ja, mit welchem Auftrag konkret?

b) Wenn ja, an wen wurden die Aufträge gegeben?

c) Wenn ja, was war das Ergebnis, bzw. bis wann sollen die jeweiligen 
Studien vorliegen (bitte in einer Tabelle auflisten)?

15. Auf wie hoch (nominal und relativ zum BIP) schätzt die Bundesregie-
rung die „höhere[n] öffentliche[n] Ausgaben für […] die stationäre (statt 
ambulante) Pflege älterer Angehöriger“ die mit einer zunehmenden Frau-
enerwerbsbeteiligung im Jahr 2020 einhergehen, bzw. wie hoch waren 
die Mehrausgaben in den vergangenen zehn Jahren (vgl. 4. Tragfähig-
keitsbericht, S. 49, Absatz 2 Satz 1)?
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16. Wenn die Bundesregierung bezüglich Frage 15 über keine eigenen
Schätzungen verfügt, hat sie diesbezüglich Studien in Auftrag gegeben,
um dies empirisch zu untersuchen?

a) Wenn ja, mit welchem Auftrag konkret?

b) Wenn ja, an wen wurden die Aufträge gegeben?

c) Wenn ja, was war das Ergebnis, bzw. bis wann sollen die jeweiligen
Studien vorliegen (bitte in einer Tabelle auflisten)?

17. Auf wie hoch schätzt die Bundesregierung die öffentlichen Mehreinnah-
men durch eine zunehmende Frauenerwerbsbeteiligung im Jahr 2020 und
in den vergangenen zehn Jahren (vgl. 4. Tragfähigkeitsbericht, S. 43, Ab-
satz 1 Nummer 2)?

18. Wenn die Bundesregierung bezüglich Frage 17 über keine eigenen
Schätzungen verfügt, auf welcher Faktenlage kommt sie zu den Schluss-
folgerungen, und hat die Bundesregierung diesbezüglich Studien in Auf-
trag gegeben, um dies empirisch zu untersuchen?

a) Wenn ja, mit welchem Auftrag konkret?

b) Wenn ja, an wen wurden die Aufträge gegeben?

c) Wenn ja, was war das Ergebnis, bzw. bis wann sollen die jeweiligen
Studien vorliegen (bitte in einer Tabelle auflisten)?

Die Fragen 13 bis 18c werden gemeinsam beantwortet.
Eine steigende Erwerbspartizipation von Frauen hat einen positiven Einfluss 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Das zeigen unter anderem die dem 
4. und 5. Tragfähigkeitsbericht des Bundesfinanzministeriums zugrunde liegen-
den Studien, die in der Antwort zu Frage 3 genannt sind.
Die öffentlichen Ausgaben für die Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen 
und guter Betreuungs- und Erziehungsqualität trägt im Übrigen gleichermaßen 
dazu bei, dass es Vätern, ebenso wie Müttern, leichter möglich ist, Beruf und 
Familie miteinander zu vereinbaren, wie sie es sich wünschen.

Drucksache 19/27949 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 9 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 10 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 11 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 13 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 14 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 15 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 16 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 17 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 18 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 19 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 20 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 21 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 22 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 23 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 24 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 25 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 26 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 27 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 28 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 29 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 30 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 31 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 32 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 33 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 34 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 35 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 36 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 37 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 38 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 39 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 40 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 41 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 42 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 43 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 44 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 45 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 46 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 47 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 48 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 49 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 50 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 51 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 52 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 53 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 54 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 55 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 56 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 57 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 58 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 59 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 60 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 61 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 62 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 63 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 64 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 65 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 66 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 67 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 68 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 69 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 70 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 71 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 72 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 73 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 74 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 75 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 76 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 77 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 78 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 79 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 80 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 81 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 82 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 83 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 84 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 85 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 86 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 87 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 88 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 89 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 90 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 91 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 92 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 93 – Drucksache 19/27949



Drucksache 19/27949 – 94 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


